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Der Internationale Verein für Kre-
ditschutz- und Insolvenzrecht 

(KSI) will eine Änderung der  ericht-
lichen Zuständigkeiten bei Insolven-
zverfahren. Die geplante Insolvenz-
rechtsreform soll künftig die 
Kammern für Handelssachen mit 
den Verfahren betrauen. Der KSI 
weist aktuell in einem Positionspa-
pier zu diesem Thema an die Minis-
terien für Wirtschaft und Justiz auf 
fehlenden unternehmerischen Sach-
verstand bei den derzeit zuständigen 
Vollstreckungsabteilungen der Amts-
gerichte hin. Dazu die Leiterin des 
KSI-Büros in Bonn, Barbara Bren-
ner, wörtlich: 
„Insolvenzrecht ist Wirtschaftsrecht. 
Daher wäre es im Sinn aller Beteilig-
ten, die Verfahren von Richtern lei-
ten zu lassen, die über den erforderli-
chen wirtschaftlichen Sachverstand 
verfügen. Derzeit ist dies durch die 
Zuständigkeit der Vollstreckungsab-

teilungen der Amtsgerichte leider 
nicht der Fall. Dort kennt man sich 
zwar mit Rechtsmitteln und Form-
vorschriften aus, eine kompetente 
Unterstützung und Überwachung der 
Verwalter ist von dieser Seite aller-
dings nicht möglich.“ Ihre Forde-
rung: das vorhandene Know-how der 
Handelsrichter zu nutzen. „Sanie-
rungswillige Unternehmen, Arbeit-
nehmer, Investoren sowie Gläubiger 
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haben das Recht auf ein kompetent 
geführtes Verfahren. Dazu gehören 
sachkundige Richter, die das Zahlen-
werk des Verwalters selbst nachvoll-
ziehen können und über einen >un-
ternehmerischen Blick< verfügen. 
Diese Bedingung erfüllen die Han-
delsrichter. Es wäre schade, wenn 
dieses wertvolle Potenzial hierzulan-
de weiterhin ungenutzt bliebe“, regt 
Brenner weiter an. In ganz Europa, ja 
weltweit, liege die Zuständigkeit für 
Unternehmensinsolvenzen bei den 
Handelsgerichten, nur Deutschland 
hinke dem internationalen Standard 
hinterher und bilde mit seiner „Voll-
streckungsgerichtsbarkeit“ fach-
lich das absolute Schlusslicht. 
Ein klares Nein kommt vom KSI zu
den Plänen der Bundesregierung eine
eigene >Insolvenzgerichtsbarkeit< 
zu schaffen. „Damit wäre nichts ge-
wonnen. Die dringend notwendige 
fachliche Kompetenz kann dort in 
absehbarer Zeit nicht aufgebaut wer-
den. Eine Einbindung der Kammern 
für Handelssachen ist aus unserer 
Sicht für ein modernes Insolvenz-
recht ohne Alternative“, betont Bren-
ner.                              Thomas Wagner

Medienrat
Nachtrag zum Wirtschaftsplan 

2010 ist durch

Der Medienrat der Bayerischen 
Landeszentrale für neue Medien 

(BLM) hat in seiner Sitzung am 25. 
März 2010 dem Nachtrag zum Wirt-
schaftsplan 2010 zugestimmt, nach 
dem ihn der Verwaltungsrat in seiner 
Sitzung am 8. März 2010 beschlos-
sen hatte. Dieser Nachtrag umfasst 
die Erhöhungen der Programmförde-
rung von1,45 Mio. auf 1,6 Mio. Euro 
sowie die Förderung von Fernseh-
produktionen von 1,84 Mio. auf 2,04 
Mio. Euro. 
Anfang Dezember 2009 hatte der 
Landtag das Bayerische Medienge-
setz (BayMG) einschneidend geän-
dert: Die BLM war nunmehr in der 
Pflicht, einen Anteil ander Förderung 
des lokalen Fernsehens nach Art. 
23 BayMG zu leisten. Somit sahen 

sich Verwaltungsrat und Medien-
rat gezwungen, im Wirtschaftsplan 
2010 für bestimmte Förderbereiche 
Kürzungen vorzunehmen. Dies wur-
de im Hinblick auf die Programm-
förderung und die Förderung von 
Fernsehproduktionen jetzt wieder 
aufgehoben, nachdem sich Medien-
rat und Verwaltungsrat darauf ver-
ständigt hatten, die Finanzierung aus 
zweckgebundenen Rücklagensicher-
zustellen. Im Aufgabenkatalog der 
BLM nimmt auch die För-
derung von Medienkom-
petenz einen wichtigen 
Platz ein. Die Landeszen-
trale dazu beitragen, dass 
Kinder und Jugendliche 
lernen, eigenverantwort-
lich, kritisch und   kreativ mit Medi-

en umzugehen. Dabei steht nicht der 
Aspekt der Vermittlung technischen 
Wissens im Focus, gefördert wird 
vielmehr die Kompetenz, Medien 
verantwortungsvoll zu nutzen. Die 
BLM kooperiert in diesem Bereich 
mit renommierten Partnern und be-
teiligt sich sowohl inhaltlich als auch 
finanziell an Initiativen und Projek-
ten.
2008 wurde die Stiftung Medienpä-
dagogik Bayern von der BLM ins 
Leben gerufen. Außerdem nimmt 
die Stiftung medienpädagogische 
Forschungsaufgaben wahr: Zahlrei-
che Studien zur Untersuchung des 
Medienverhaltens und der Medien-
rezeption werden von der BLM in 

Auftrag gegeben, finan-
ziert und im Rahmen der 
BLM-Schr i f t enre ihe 
veröffentlicht. Für medi-
enpädagogische Aktivi-
täten sieht er Haushalt 
der BLM jährlich ca. 

800.000 € vor.         Thomas Wagner


